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Ein General-Siedlungsplan für das Wirtschaftsgebiet der Stadt Brandenburg (Havel)
Von Stadtbaurat Dr. W o 1 f, Brandenburg a. H.*).

ei der A ufstellung von so
genannten  „G eneralbebauungs
p länen“ dachte m an bis vor nicht 
allzu langer Zeit an  die Auf
schließung des unm ittelbar an 
den bebauten  S tad tkern  sich an 
schließenden sogenannten „S tad t- 
erw eiterungsgeländes“ . J e  nach 
L age der örtlichen V erhältnisse 
handelte es sich en tw eder um

eine konzentrisch  fo rtgese tz te  A ngliederung der Be
b auung  in stetigem  V orgreifen der neuen H äuser
blocks von der S tad t fort in das unbebau te Land 
hinaus, oder es w urde die A ufschließung in  mehr 
rad ia ler Form , also strah lenförm ig  un ter B evorzugung

bestim m ter geeigneter H im elsrichtungen, in das Vor
land hinausgetrieben. Die letzte A ufschließung kam  
nam entlich dann in B etracht, w enn F lußläufe , w ich
tige Bahnlinien oder die G eländegestaltung zu dieser 
keilförm igen S tad terw eite rung  hindrängten . Es ist 
noch g ar n icht lange her, daß m an im neuzeitlichen 
S täd tebau  dabei die Forderung  au fste llte, zwischen 
V erkehrsstraßen  und  W ohngassen, W ohnhöfen, grünen 
Innenblocks usw. zu unterscheiden, oder g a r  das Ge
lände zu zerlegen in solche Gebiete, die sich beson-

* ) A n m e r k u n g  d e r  S c h r i f t l e i t u n g :  D er P lan  ist noch
nicht endgültig genehmigt, dürfte aber in seinen Hauptgedanken die Zu
stimmung der städt. Behörden finden. E r  ist insofern interessant, als er 
nach der Absicht des Verfassers „bewußt eine Verhinderung der E n t
w ick lung  Brandenburgs zu einer im üblichen S inne unfe bekannten G roß
stadt erstrebt und versucht w ird , den Charakter der Mittelstadt, trotz stärkster 
Industria lis ierung  der Umgebung zu w ahren“ . —
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ders eignen für Industrieland, für Wolmland und für 
S J d .  Das W * * *  J  j j '  ^  
brachte zum erstenmal auf dem G Hiesem Woh- 
wichtigen Unterscheidungen, und d> eaui cJÎ p ™ .d- 
nunirs"esetz fußende neupreußische Rahmenmuuo 
Z ? m « c h t e  es zum erstenmal den Städten zur Pt.cht,
Zonenbauordnungen aufzustellen und dabei ,
Wohngebiet anlangte -  dem Flachbau in Siedlung8 
form Rechnung zu tragen für das Gelände, das no 
nicht mit Baufluchtlinien aufgeschlossen ist.

Alle diese wichtigen Neuerungen der le tz tenJah re  
auf dem Gebiete des Bebauungsplanwesens sind aber 
an dem Kern der Siedlungsfrage in weiterem Sinne 
vorbeigegangen. Man konnte sich noch nicht los
sagen von dem engherzigen Begriff „Stadtkreis , d .h . 
einer ziemlich willkürlichen Abgrenzung der Verwal
tungsbefugnisse zwischen Stadtkreis und Landkreis. 
Die Folge davon war die sogenannte schwierige Em- 
gemeindungsfrage jeder S tadt dann, wenn es sich dar
um handelte, bei der weiteren Aufschließung des 
Stadterweiterungsgeländes in den Nachbarkreis hin
überzugreifen. Dies war ja  immer der Fall bei der 
Festlegung und Ausbildung von wichtigen Verkehrs
linien, namentlich den Fernverkehrsverbindungen. 
Der Grundfehler lag und liegt noch heute größtenteils 
bei der Aufstellung von Bebauungsplänen für die 
Stadterweiterung darin, daß man dem Begriff „sie
deln“ nicht in der rechten Weise Rechnung trägt. 
Siedeln im weiteren Sinne heißt nichts anderes, als 
„mehr Werte schaffen“, und zwar mehr Werte, als die 
landwirtschaftliche Nutzung im näheren und ferneren 
Umkreis der Städte zu bringen vermag. In diesem 
richtigen Begriff „siedeln“ liegt enthalten das B e - 
v ö 1 k e r  u n g s p r o b 1 e m u n d  d a s  W i r t 
s c h a f t s p r o b l e m ;  es kann darin auch enthalten 
sein (bei richtiger Anwendung) die Lösung für die 
gesundheitlichen und für die sozialen Forderungen des 
Städtebaues.

Mehr W erte zu schaffen auf dem meistenteils 
landwirtschaftlich genutzten Boden im Umkreise der 
Städte, ist auf zweifache A rt möglich; einmal durch 
industrielle Aufschließung und dann auch durch Innen
kolonisation mit richtiger Mischung von Wohnland 
und intensiviert behandeltem Grünland (letzteres Sied
lung im engeren Sinne). Beide Gesichtspunkte sagen 
deutlich, daß man Bebauungspläne oder Siedlungs
pläne im weiteren Sinne nicht willkürlich, auch nicht 
einseitig nach etwa schönheitlichen Gesichtspunkten 
und dergl. aufstellen dürfe, sondern, daß ein guter 
Generalsiedlungsplan nichts anderes ist als die Be
antwortung der Frage: Auf welche Weise kann das 
umliegende Stadtgebiet wirtschaftlich und gesund
heitlich und sozial für die Allgemeinheit am besten 
nutzbar gemacht werden?

Die Untersuchungen, die nach den vorgenannten 
Grundsätzen bei Aufstellung von Stadterweiterungs
plänen vorzunehmen sind, haben zweckmäßig auf der 
w i r t s c h a f t l i c h e n  S e i t e  zu beginnen. Aus
schlaggebend hierfür ist natürlich in erster Linie das 
etwaige Vorkommen von Bodenprodukten wie Kohle 
Erze, Kali, öle usw. (vergl. Ruhrgebiet, sächs. Braun
kohle usw.). Für die Umgebung Brandenburgs kommt 
dieser Gesichtspunkt nicht in Frage, dafür aber um 
so mehr der zweite Hauptgesichtspunkt für die W irt
schaft, nämlich gute Femverkehrswege (Wasser
straßen, Eisenbahn-Hauptbahn, Eisenbahn-Nebenbahn 
und Straßen als Hauptverkehrsstraßen und als Radial
straßen für den näheren Verkehr).

V o n  a u s s c h l a g g e b e n d e r  B e d e u t u n g  
f ü r  B r a n d e n b u r g s  E n t w i c k l u n g  i s t  d e r  
j - i l o k a n a l  a l s  T e i l  d e s  M i t t e l l a n d  

u l 18 unter der Voraussetzung, daß diese Fern
verkehrs-Wasserstraße bis zu den äußersten Möglich
s t e n  ausgenutzt wird. Im letzteren Fall kann es 
gar keine Frage sein, ob es richtig war, seinerzeit den 
‘-dokanal anzulegen, oder ob es richtiger aewesen 
wäre, den Fernverkehr durch die Havel unter Einhe 
Ziehung erntge, Begradigungen zn lenken denn Ä
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schaftlich-städtebaulich kom m t es imm er auf die Er
schließung von „N euland“ an. D ie Ufer der H avel von 
Unterhavel bis Oberhavel w aren zum größten  Teil 
schon gewissen städ tischen  A llgem einzw ecken und 
Privatzwecken dienlich, sie konn ten  in größerem  Aus
maße unter keinen U m ständen für die Industrialisie
rung oder für einen größeren U m schlaghafen ausge
nutzt werden. D em gegenüber b ie te t der S i 1 o k  a  n a 1 
ganz ausgezeichnete und sehr um fangreiche w irtschaft
liche Möglichkeiten (vergl. den P lan , Industriegebiet). 
F ür die Industrialisierung sind am  Silokanal sowohl 
hinsichtlich der vorhandenen N ebenbahnlinien, als auch 
in bezug auf die w ichtigen A usfallstraßen  (Brielower 
und Fohrder S traße, G ördenw eg und Magdeburger 
Straße) als beste V orbedingungen gegebem  Ein großes 
Werk, Deutsch-Luxem burg, h a t sich bereits zwischen 
dem unteren Teil des Silokanals, M agdeburger Straße 
und Städtebahn in einem ausgedehnten  Geländedrei
eck festgesetzt. Auf der anderen Seite des Kanals 
dient das Gelände vorläufig zw ar noch gärtnerischer 
und landw irtschaftlicher N utzung, b ie te t aber eben
falls infolge der rückw ärtigen  E rschließung aus dem 
Bahnhof Görden heraus beste M öglichkeit zur Indu- 
strieansiedlung. Das gleiche g ilt fü r das hieran jen
seits der S tädtebahn anschließende, im Besitz der Stadt 
befindliche Gördener Industrieland. Noch günstiger 
liegen die Industrialisierungsverhältn isse für den 
großen Block zwischen Gördenw eg-Brücke und 
Fohrder S traßen-Brücke m it einer T iefe bis zum Silo
gehöft. Die Erschließung m ittels einer rückwärtigen 
Bahn kann sehr günstig  erfolgen aus der „Westhavel
ländischen K reisbahn“ von N orden her, wobei infolge 
der jetzigen Senkung vor dem S ilogehöft eine sehr ein
fache U nterführungsm öglichkeit sowohl für die Bahn 
wie für die Lastw agenstraße besteht.

Ähnlich günstige B edingungen bestehen für das 
große hieran anschließende, im N orden der Stadt in 
Richtung des Beetzsees sich hinziehende Industrieland, 
das von der Brielower Chaussee bereits aufgeschlossen 
ist und durch einen S tichkanal h in te r Massowburg in 
der Richtung nach Brielower A usbau au c h  für den 
W asserweg nutzbar gem acht w erden  kann. Zum 
Schutze des landschaftlich und sportlich gkleich bedeut
samen Beetzsees wird m an hier auf einfachste Weise 
einen etw a 2 0 0 m breiten G rünstreifen, den man viel
leicht sogar aufforsten wird, als Abgrenzungsgrünzone 
zwischen Beetzsee und diesem günstigen  Industrieland 
bestehen lassen. Südlich dieses Industriekom plexes 
liegt auf der südlichen Seite des S ilokanals in der 
Gegend unseres jetzigen U m schlaghafens ebenfalls 
hervorragendes Industrieland, das allerd ings so lange 
unverw ertbar ist, als der jetzige U m schlaghafen (besser 
gesagt: der mißlungene V ersuch eines Umschlaghafens) 
mit seiner das S ilokanalufer in einer L änge von nahezu 
einem Kilometer abschnürenden Z ufuhrbahn bestehen 
bleibt. Die Änderung ist sehr le icht zu bewerk
stelligen, indem diese H afenbahn von der Unterfüh
rung unter der Fohrder S traße ab  eine Schwenkung 
nach Südosten entlang des a lten  Silograbens und 
hinter den M usterw iesen-Schrebergärten erhält, so 
daß das K analufer für das A nlegen von Kähnen frei 
wird und das Gelände vom R ücken  her m it der Bahn 
aufgeschlossen wird.
i F s, bleibt dann noch das große D reieck zwischen 
der S ilokanalstrecke (S täd tebahnbrücke, Fohrder 
Straßen-Brücke) und S täd tebahn  und W esthavelländi- 
sener Kreisbahn. Dieses w ichtige Industriegelände- 
Dreieck ist zur Zeit sehr unglücklich  durchschnitten 

t t  i nbähntrasse in der Karl-Legien-Straße 
( ru ier Hohenzollernweg) und von dem  Gördenweg, 
üer zwischen Fohrder S traße und  Gördenweg-Brücke 
ic na ie am Ufer des S ilokanals hinzieht. Aber diese 

neiden W egestrecken m üssen schon aus Gründen der 
mT i ^  e™ng verändert w erden, weil sie beide 
l rC ?vdöhe die W esthavelländische Kreisbahn 

Û 6n A bänderung is t eine von der Natur 
§• I'a, ez} i  gegebene, insofern als die W esthavellän- 

ie K reisbahn ungefähr in d e r M itte dieser beiden
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K reuzungsstellen  einen tiefen G eländeeinschnitt durch
zieht, der für die A nlage einer S traßenüberführung 
besonders geeignet erscheint. Man w ird  also zw eck
m äßig die S traßengabelung, die je tz t unm ittelbar vor 
der G ördenw eg-Brücke liegt, nach  der S tad t zu ver
legen, und zw ar h in ter den eben genanten  Überfüh
rungspunkt, und von  hier aus die V erbindung her
steilen, einmal nach der Fouquöstraße und H arlunger 
S traße und nach Osten zu nach der F ohrder S traße, 
wofür ebenfalls die G eländeverhältnisse sehr günstig 
liegen. Auf diese W eise te ilt sich das oben ange
führte große Industrie-D reieck in zwei Teile; der eine 
Teil ist ein kleines D reieck zwischen Silokanal (Gör
denweg-Brücke und F ohrder S traßen-B rücke) und 
neuer Ü berführungsstrecke nach der S tad t zu, sowie 
W esthavelländischer K reisbahn.

Dieses verk le inerte D reieck lä ß t sich, weil nun
mehr der störende G ördenw eg beseitig t ist, m it der 
Bahn von Süden her aufschließen, so daß es außer der 
breiten W asserfron t auch noch günstigen B ahn
anschluß erhält, der andere Teil is t das übrigbleibende 
T rapezgrundstück zwischen Silokanal, S täd tebahn  
(gegenüber D eutsch-Luxem burg), W esthavelländischer 
K reisbahn und neuer Ü berführungsstraßenstrecke und 
dürfte das geeignete G rundstück darstellen  für eine 
künftige, den B randenburger W irtschaftsverhältn issen  
sich anpassende U m s c h l a g h a f e n a n l a g e  m it 
etw a drei H afenzungen. Die A ufschließung dieser 
H afenzungen durch die Bahn vom Rücken her is t hier 
eine besonders günstige, nam entlich m it R ücksicht 
auf die unm ittelbare N ähe des künftigen V erschub- 
bahnhofs der S tädtebahn. Auch läß t sich von hier aus 
in einfachster Form  der Umschlag auf dem Landw ege 
m ittels Lastautom obilen vornehm en, weil hier die gün
stigsten  Straßenbeziehungen sowohl für die S tad t 
selbst, als auch für den F ernverkeh r zur V ersorgung 
der Gebiete bis Rathenow  und Belzig vorliegen.

W ird  der Silokanal in d ieser oder ähnlicher Form  
—  wie vorgeschlagen —  in  den Bereich der B randen
burger W irtschaft m it einbezogen, dann is t er n icht 
m ehr das, w as er bisher darstellt, näm lich eine h in ter 
B randenburg vorbeiziehende, für den F ernverkehr 
hochbedeutsam e, aber für B randenburg selbst to te  
Fernverkehrsader,- sondern er is t dann eine die W irt
schaft B randenburgs ausschlaggebend beherrschende 
A ufschließungsw asserstraße (W asserw irtschaftsstraße).

Bei aller w asserw irtschaftlichen B edeutung des 
Silokanals darf aber n ich t vergessen werden, daß auch 
die U n t e r  h a v e l  noch rech t erhebliche Industria li
sierungsm öglichkeiten  b ietet, sowohl au f dem nord
westlichen, je tz t schon s ta rk  industrialisierten  Ufer 
(von K um m erle bis E lisabethhütte) m it ebenfalls guten  
Bahnaufschlußm öglichkeiten, als auch auf dem süd
östlichen, je tz t noch größten teils Überschwemmungen 
ausgesetzten  H avelufer un ter einer E inbeziehung der 
S täd tebahn  zwischen A ltstadt-B ahnhof und N eustadt- 
Bahnhof. Durch die A usnutzung dieser Bahn läß t sich

die U nterhavel bis herauf zum städ tischen  L agerp latz  
und darüber hinaus sogar bis zum E lek triz itä tsw erk  
und zur Ju te-Spinnerei und schließlich auch bis zu den 
Industrien  am Jakobsgraben  auf schließen.

Auch das G ebiet der O b e r h a v e l  (und zw ar 
östlich der S tad t) eignet sich für die Industrialisierung  
großen Stils. Es kom m t hier der G roßbetrieb der 
B rennabor-W erke in F rage. N otw endig w ird hier aller
dings die ohnedies schon sehr vordringliche, hochzu
legende Ü berbrückung des B rausegrabens, dam it die 
A ufschließungsbahn entlang des B rausegrabens u n te r 
der neuen B rücke nach N orden zu erfolgen kann, denn 
eine P lankreuzung der w ichtigen P o tsdam er S traße 
als F ernverkehrsw eg zwischen M agdeburg und  Berlin 
m it einer Industriebahn  dürfte als gänzlich aus
geschlossen anzusehen sein.

Bei der bisherigen E rö rte rung  der W irtschajfts- 
m öglichkeiten sind w ir im Rahm en des S tad tkreises 
B randenburg geblieben. Schon die T atsache, daß das 
große E i s e n b a h n w e r k B r a n d e n b u r g - W e s t  
(ehemalige Pulverfabrik  P laue) jenseits des P lauer 
Sees, aber doch unm ittelbar vor den T oren  B randen
burgs besteht (wenn auch leider noch n ich t m it den 
richtigen w irtschaftlichen Beziehungen zu B randen
burg), muß uns belehren, daß bei der B etrach tung  der 
Brandenburger V erkehrsgebiete eine Zufallverw al
tungsgrenze, genann t „S tad tkreisgrenze“, keine Rolle 
spielen darf, sonst liegen w ichtige W irtschaftskörper 
to t nebeneinander, a n s ta tt sich gegenseitig  zu befruch
ten  und auszugleichen in bezug auf die W irtschaft 
selbst und auch in bezug auf den G eschäfts- und den 
M enschenverkehr. Es is t  daher geradezu  selbstver
ständlich, daß w ir uns innerhalb des G esam tgebiets 
der fü r uns w ichtigen M i t t e l l a n d k a n a l 
s t r e c k e  z w i s c h e n  P l a u e r  S c h l e u s e  u n d  
K r a k a u e r  V o r s t a d t s c h l e u s e  um sehen, ob 
n icht auch an sonstiger Stelle ein bedeutsam er W irt
schaftsblock sich von selbst darb ie tet. Dies is t der 
Fall nördlich P lauerhof bis hinauf nach Briest. Dieses 
G ebiet is t begrenzt auf der W estseite von der an  d ieser 
Stelle s ta rk  verbreiterten , nach N orden ziehenden 
H avel und auf der Ostseite von unserer städtischen 
F orst. Das Gelände h a t zum kleinen Teil bereits der 
w ährend des K rieges do rt errich teten  F lugzeugindu
strie gedient, allerdings dam als ohne Bahnverbindung. 
Diese erg ib t sich in günstiger Form  entw eder durch 
H erausziehen eines Gleises aus dem a ltstäd tischen  
Städtebahnhof entlang der M agdeburger S traße und 
P lauer S traße, oder im Zuge der S täd tebahn  bis zum 
Gördenweg und von hier entlang der S traßenbahn
trasse bis zu diesem Industriegebiet, um  von hier aus 
die A ufschließung nach dem  W asser hin zu betätigen . 
Man w ird dabei zw eckm äßig an  eine V erbindung 
dieser Bahnlinien m it F öhrde und. P ritzerbe denken, 
um die le tz tgenann ten  Orte in den W irtschaftsbereich 
Brandenburgs se lbsttä tig  m it einzuschließen. —

(Schluß folgt.)

Die Erweiterung des Hauptpersonenbahnhofs Frankfurt a. M. in den Jahren 1912 bis 1924.
Von Reichsbahnoberrat Georg C l a u s ,  Frankfurt a. M. (Schluß aus No. 8.)

T u n n e l  a n l a g  e n .
isher m ußte das G epäck und das 
E x p reßgu t von den in der E in 
gangshalle befindlichen G epäck
abfertigungen  und dem auf der 
N ordseite des Bahnhofs liegen
den E xpreßgutschuppen  nach 
den Zügen und um gekehrt ober
irdisch befö rdert w erden. Durch 
die zahlreichen G epäckkarren  
w urden die V erkehrsström e von 

und nach den Zügen gekreuzt, w as zu V erzögerungen 
in der G epäckbeförderung und  zu B elästigungen des 
Publikum s und daher zu berech tig ten  K lagen  des 
le tz teren  führte. Bei der begreiflichen Eile, m it der 
das abgehende G epäck an die Züge befö rdert w erden

m ußte, w aren auch Unfälle infolge A nfahrens von 
Reisenden n ich t immer zu verm eiden. D azu kam , daß 
die zur L agerung  des G epäcks vorhandenen F lächen  
der G epäckabfertigung zu Zeiten des s ta rk en  R eise
verkehrs n ich t ausreichten. Es w urde daher eine U n ter
kellerung eines g roßen  Teils der E ingangshalle  u nd  des 
Q uerbahnsteigs vorgenom m en, in der die G epäckstücke 
gelagert w erden sollen. Die A nnahm e und  A usgabe 
des G epäcks erfo lg t nach wie vor oberirdisch in der 
E ingangshalle. Das G epäck w ird m it G epäckbändern  
nach dem unterird ischen  G epäckraum  gebrach t, der 
durch einen am O stende der B ahnsteige u n te r dem  
ganzen Q uerbahnsteig herführenden G epäcktunnel und 
m it A ufzügen m it den einzelnen G epäckbahnsteigen  in 
V erbindung geb rach t ist. D a sich auf den nur 7,2 m 
zwischen den Gleisen breiten  G epäckbahnsteigen, die

25  A p ril 1925. 67



Abb. 13. G e p ä c k - L ä n g s v e r b i n d u n g s t u n n e l  u n t e r  B a h n s t e i g  7 (östlicher Teil).
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Schn, a-b 
Abb. 14. Q u e r s c h n i t t  a—b.
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1 *94.5Schn, c-d
Abb. 15. Q u e r s c h n i t t  c—d. -*«- c uochn. e-f

Abb. 18 (links). Abb. 1«. Q u e r s c h n i t t  e - f .
hV i »! d6r WeStL Abb' 17- (rechts).
Hä l f t e  des  Tu n n e l s .  Q u e r s c h n i 11 g -h . Schn, g-h

18. A“ s b l l d u n g d e r  u n t e r  d e n  B a h n s t e i g e n  g e l e g e n e n  U n t e r 
k e l l e r u n g e n  und G e p ä c k -  und  s o n s t i g e n  T u n n e l n .

ung des Hauptpersonenbahnhofes F rank furt a .M . in  d en  J ah ren  1912— 1924 .

A bb. 10 u. 11 (oben). 
L ä n g s s c h n i t t  c—d 

u.  Q u e r s c h n i t t  e—f.

Abb. 12 (neben).
L ä n g s s c h n i t t  a—h. 

(S ch n itte  1:300.)

A b b .» . U n t e r k e l l e r u n g  d e n  Q «  „ b . h  t -  H . «  p t p  .  r  .  o .  .  n b .  h .  b e  t. (1 :5 0 0 .)
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noch dazu durch die P ostaufzüge und teilw eise durch 
die H allenbinder eingeengt sind, der ganze Post- und 
G epäckkarrenverkehr abspielen m ußte, is t zur E n t
lastung der G epäckbahnsteige un ter dem breitesten  
(12,0 m) M ittelbahnsteig ein L ä n g s t u n n e l  angeord
net, der am w estlichen E nde seinerseits w ieder durch 
einen Q uertunnel m it säm tlichen G epäckbahnsteigen 
verbunden ist (vgl. G rundrisse des Bahnhofsgebäudes 
im H au p tb la tt Nr. 29/30). F ü r Züge, bei denen der 
G epäckw agen am  W estende der B ahnsteige steht, soll 
das G epäck n ich t auf den G epäckbahnsteigen, sondern 
durch den L ängstunnel befö rdert w erden. D er w est
liche Q uertunnel ist außerdem  für die Beförderung des 
Ü bergangsgepäcks gedacht. A uch der E xp reßgu t
schuppen ist m it diesen T unnelan lagen  in V erbindung 
gebracht. Die U nterkellerung h a t ohne die Tunnel
anlagen eine nu tzbare F läche von 2500 9m erhalten.

die Sohle des Tunnels von den beiden E nden nach der 
Mitte zu ein Gefälle von 1 : 38 erhalten. Das T unnel
stück vom O sttunnel bis zur K reuzung  m it dem P er
sonen- und P osttunnel is t in E isenbeton nach Abb. 14 
bis 17, S. 68, ausgeführt. Die D ecke w ird  von einer 
rahm enartigen  E isenbetonkonstruk tion  m it überk ragen
den Arm en gebildet. Der R ahm en s tü tz t sich gelenk
artig  auf die W iderlager; die L ängsträger zwischen den 
Enden der K ragarm e bilden gleichzeitig die B ahnsteig
kanten , die m it L ichtöffnungen für den Tunnel v e r
sehen sind. Zur A ussteifung der W iderlager sind von 
einer lichten Tunnelhöhe von 5,0 m ab in A bständen 
von 4,5 m zwischen den Rahm en Q ueraussteifungen 2.5 m 
über Tunnelsohle aus rechteckigen E isenbetonbalken 
hergestellt. Die A usführung in der eigenartigen 
R ahm enkonstruktion  in E isenbeton w ar n u r möglich, 
weil der Bahnsteig w ährend des K rieges vollständig

Abb. 19. B l i c k  i n  U n t e r k e l l e r u n g  
d e s  Q u e r b a h n s t e i g e s .

F ü r d ieD ecke derU nter- 
kelleruDg der E ingangs
halle und des Q uerbahn
steigs ist eine E isenbeton
konstruk tion  gew ählt w or
den, dern Berechnung eine 
V erkehrslast von 500 ker/qm 
zugrunde gelegt wurde. Aus 
Abb. 9, S. 68, is t die A nord
nung der D eckenkonstruk
tion der U nterkellerung der 
Q uerbahnsteigs zu ersehen.
Abb. 10 u. 11, S. 68, stellen 
charak teristische Schnitte 
dar. Um die Lagerfläche 
durch S tützen m öglichst 
w enig einzuschränken und 
den K arrenverkehr m ög
lichst wenig zu behindern, 
w urden für die E isenbeton
balken tunlichst große 
Spannw eiten gew ählt (vgl.
Abb. 19, oben). A nderseits m ußte die K onstruk tions
höhe so gering  als m öglich gehalten  w erden, um die 
H ubhöhe der G epäckaufzüge und der F örderbänder 
tunlichst einzuschränken. Aus diesem  G runde w urde 
auch die lichte Höhe der U nterkellerung  auf ein Min
destm aß von nur 2,30 m festgesetzt.

An den E nden der B ahnsteiggleise w ar bei der 
sta tischen B erechnung der D ecke auf eine zufällige 
B elastung durch eine L okom otive beim Ü berfahren der 
dortigen Prellb löcke R ücksich t zu nehm en. Die 
G leisbrücken in der V erlängerung der Gleise sind des
wegen als T rägerdecke aus D ifferdinger T rägern , Profil 
26 B, ausgebildet. Die aus den B rem skräften  beim 
Ü berfahren der P rellb löcke au ftre tenden  w agerechten  
K räfte , die sich au f rd . 50 4 errechneten , sind durch 
E isenbetonrahm en nach Abb. 20, oben, aufgenom m en.

D er L ängstunnel (L ängsschn itt Abb. 13, S. 68 h a t 
eine lichte W eite  von 4,5 m. D a er u n te r dem  bestehen
den P ersonentunnel und dem P osttunne l in der Mitte 
der B ahnsteige u n te rfü h rt w erden m ußte, hat

A bb. 21. B l i c k  i n  d 
d e s  L ä s e

A bb. 20. E i s e n b e t o n r a h m e n  z u r  A u f n a h m e  d e r  
w a g e  r e c h t e n  K r ä f t e  a u s  d e n  G l e i s b r ü c k e n .

außer Betrieb gese tz t w er
den konnte. D a eine vo ll
ständ ige A ußerbetriebsetz
ung desB ahnsteigs nach dem 
K riege m it R ücksich t auf 
den w ieder gesteigertenV er- 
kehr n icht m öglich war, 
m ußte bei der w estlichen 
T unnelhälfte  eine andere 
K onstruk tion  gew ählt w er
den (vgl. Abb. 18, S. 68). 
E ine A ufnahm e des öst
lichen Teils des^Tunnels ist 
in Abb. 2 1,neben, dargestellt.

Die B efö rderung .der Ge
päckkarren  im Längstunei 
soll sp ä ter auf m aschinellem  
W ege erfo lgen; desw egen 
sind an den beiden E nden des 
L ängstunnels M aschinen
kam m ern un ter der Sohle 
vorgesehen, in denen spä ter 

die Förderm aschinen  au fgestellt w erden. F ern er sind 
am W estende des T unnels K am m ern zum A ufstellen 
von K arren  angeordnet, die bei der m aschinellen F ö r
derung  als Puffer dienen sollen für den Fall, daß M ann
schaften  zur W eiterbeförderung der K arren  m it H and 
n icht sofort bereit sind und sich K arren  am Ende des 
F örderseils ansamm eln.

Die A usführung der U nterkellerung der E ingangs
halle und  des Q uerbahnsteigs sowie der w estlichen 
H älfte des L ängstunnels m ußte u n te r voller A ufrech t
erhaltung  des s ta rk en  V erkehrs, also gew isserm aßen 
unter den F üßen  des Publikum s erfolgen und gesta lte te  
sich daher außerordentlich  schwierig. Bei dem  tief
liegenden m ittleren  Teil des L ängstunnels kam  er
schw erend dazu, daß der T unnel teilw eise ins G rund
w asser kam . Die G ründung m ußte bei einer T iefe von 
rd. 7,5 m un ter S. O. unm ittelbar neben den Gleisen 
zwischen Spundw änden u n te r ständ iger W asserha ltung  
ausgeführt w erden. Die A bdichtung dieses im G rund
w asser liegenden Teils erfo lg te durch eine dreifache

e n  ö s t l i c h e n  T e i l  
s t u n n e l s .
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Lage Isolierpappe; dem Beton wurde außerdem Ceresit 
zugesetzt. Die Sohle wurde mit Rücksicht auf den Auf
trieb durch Eiseneinlagen verstärkt.

Die Ausführung der Arbeiten erfolgte durch die 
Firma F l a n a u s & S t ö ß e l  in Frankfurt a. M

Die elektrisch angetriebenen Gepackaufzuge haben 
mit Rücksicht auf die im Gebrauch befindlichen und 
für die Frankfurter Verhältnisse sehr geeigneten zwei
rädrigen Stoßkarren außergewöhnlich große Fiatt- 
formen von 1,5X3,80 m Fläche erhalten; ihre T rag
fähigkeit beträgt 2 * bei einer Geschwindigkeit von 
0,4 “ /Sek. und einem Hub von 3,5 m.

Die Förderbänder in den beiden Gepäckabfertigun
gen — in jeder zwei, eins für die Abwärts- und eins 
Für die Aufwärtsbewegung — haben eine Breite von 
0,92 m und eine Neigung von 1 :3,08; die Geschwindig
keit beträgt 0,35 “ /Sek.

P o s t a n l a g e n .
Die im Bahnhof vor der Erweiterung vorhandenen 

Anlagen für den Postverkehr waren völlig un
zureichend. Nur für die Main-Weser-Bahn, die Main- 
Neckar-Bahn und die Taunusbahn waren an den Enden 
der Bahnsteige kurze Gleise zum Aufstellen von Post
wagen vorgesehen. Im übrigen war die Abwicklung 
des Postverkehrs im allgemeinen bei der Inbetrieb
nahme des Bahnhofs so gedacht, daß die Postwagen 
sofort nach Ankunft eines Zuges entleert, die Post
stücke auf Karren durch den Posttunnel in das dem 
Bahnhof auf der Nordseite gegenüberliegende Postam t 
geschafft werden sollten. Wegen der kurzen Aufent
halte der Züge an den Bahnsteigen und der starken 
Belastung der Bahnsteiggleise ließ sich die beabsich
tigte Betriebsweise schon seit Jahren nicht mehr durch
führen. Für den starken Packereiverkehr mußten be
sondere W agen für und in Frankfurt gebildet werden. 
Diese W agen wurden in den Abstellgleisen ausgeson
dert und, da die vorhandenen Postgleise an einzelnen 
Bahnsteigenden nicht ausreichten, auf ein zufällig 
freies Bahnsteiggleis laderecht gestellt. Es ist klar, 
daß auch dieses Verfahren bei stärkerem Verkehr un
haltbare Zustände schafft.

Bei der Erweiterung der Bahnsteiganlagen wurden 
deswegen auf der Nord- und Südseite des Bahnhofs 
zwei überdachte Postbahnsteige und ein geräumiger 
Postschuppen sowie eine sehr geräumige unterirdische 
Postpackkammer geschaffen. Diese Anlagen stehen in 
unmittelbarer Verbindung sowohl mit dem Posttunnel 
wie auch mit dem Postamt.

S i c h e r u n g s  - u n d  F e r n m e l d e a n l a g e n .
Den gesamten Zugverkehr des Hauptpersonen* 

bahnhofs regeln vier elektrische Bahnhofsstellwerke, 
die die Firma Siemens & Halske in den Jahren 
1913/14 hergestellt hat. Alle Weichen und Signale des 
Bahnhofs werden von diesen Betriebsstellen aus elek
trisch gestellt und die Fahrwege der Züge in der üb
lichen Weise gesichert. Da die im äußeren Bahnhof 
angeordneten Ein- und Ausfahrsignale den auf den 
Bahnsteigen tätigen Bahn- und sonstigen Bediensteten 
durch die Bahnsteigüberdachungen verdeckt werden, 
sind, auch den Reisenden sichtbar, an den Hallenschürzen 
über den Einfahrgleisen Lichtzeichen und an den Bahn- 
steig-Aufsichtsbuden neben den Ausfahrgleisen Licht
formzeichen angebracht, die die bevorstehenden Zug-

. , , * Hip auf F ah rt geste llten  A usfahr-
signaie erkennen lassen. Die A nordnung w eiterer 
Lfcht ormzeichen über den E infahrgleisen ist in Aus
sichtgenom m en. Gleichzeitig m it der E rw eiterung  des 
Hauptpersonenbahnhofs w urde auch eine E rneuerung

Verbesserung der D irektions-Fernsprechverm ittlung, 
S  t a  E P e r s o n e n b a h n h o f  un te rgeb rach t ist, vor- 
Genommen. An Stelle der vera lte ten  und völlig un
zureichenden handbedienten V erm ittlung, w urde eine 
mit den neuesten E rrungenschaften der Fernsprech
technik ausgesta tte te  Selbstanschlußanlage B auart 
Siemens & Halske, eingebaut Ihre A ufnahm efähig
keit ist so bemessen, daß alle Sprechstellen der Frank- 
furter D ienststellen sowie des Bahnhofs H öchst und 
des Eisenbahnausbesserungswerkes Nied unm ittelbar 
an sie angeschlossen werden konnten. In Wirtschaft- 
ücher und betriebstechnischer H insicht b rach te diese 
neuzeitliche Anlage einen vollen Erfolg. Auch die 
Vermittlungsstellen der größeren Bahnhöfe, wie Fulda, 
Bebra, Gießen usw. haben unm ittelbaren  Anschluß er
halten, so daß jeder Teilnehm er auch diese V erm itt
lungen ohne Inanspruchnahm e einer Schaltstelle durch 
Betätigung der W ählscheibe am F ernsprecher anzu
rufen in der Lage ist.

K o s t e n .
Die Kosten für die gesam te E rw eiterung  waren 

i. J . 1913 auf insgesam t 9142  000 M. veranschlagt 
worden. Hiervon entfallen allein auf die Erweiterung 
des Em pfangsgebäudes 1 450 000 M. Die tatsächlichen 
Gestehungskosten in Goldm ark lassen sich wegen der 
nach dem Kriege eingetretenen G eldentw ertung nicht 
ermitteln. Vergleichen wir mit der oben angegebenen 
Summe die Kosten für den i. J . 1888 fertiggestellten 
gesam ten Neubau des Bahnhofs, die nach der Veröffent
lichung in der Zeitschrift für Bauwesen, Ja h rg an g  1891, 
rd. 35 082 000 +  6 813 714 (Hochbauten) =  rd. 42 Mil
lionen M. betragen haben, so m üssen w ir anerkennen, 
daß der große Bau m it seinen vielen B auw erken und 
seinen ausgedehnten Gleisanlagen dam als selbst unter 
Berücksichtigung der allgem einen G eldentw ertung 
zwischen 1888 und 1913 (als M aßstab m ag der Lohn 
eines Handwerkers in den beiden Ja h re n  dienen: 
1888 =  0,35 M/Stunde, 1913 =  0,65 M /Stunde) verhält
nismäßig billig ausgeführt worden ist.

S c h l u ß .
Nach Fertigstellung der vorheschriebenen Erw ei

terung wird der Bahnhof F ran k fu rt a. M. (H. P. Bf.) 
in seinen Bahnsteiganlagen wieder für lange Zeit den 
an ihn zu stellenden A nforderungen genügen. Mit 
seinen 24 Bahnsteiggleisen s teh t er m it an erster 
Stelle unter den großen Bahnhöfen D eutschlands und 
der W elt und wird in dieser H insicht nur von Leipzig 
(26 Bahnsteiggleise) und München (36 Bahnsteiggleise) 
übertroffen, von München allerdings nur dann, wenn 
mau die drei Bahnhöfe, H auptbahnhof, H olzkirchener 
und Starnberger Bahnhof, als E inheit rechnet.

Freilich hängt ja die L eistungsfähigkeit eines Bahn
hofs nicht nur von der Zahl der B ahnsteiggleise ab, 
sondern hierfür sind noch andere w ichtige Betriebs
anlagen, wie Abstellanlagen, B etriebsw erke u. a. m. 
von ausschlaggebender Bedeutung. H ier g ib t es gerade 
m rankfurt a. M. noch M ancherlei zu verbessern, da
mit der Bahnhof der fortschreitenden V erkehrsentw ick
lung gewachsen bleibt. —

Der Einfluß des Kraftfahrzeugverkehrs
Nach einer Denkschrift vom Beigeordneten Dipl.-Ing.

V e r k e h r s p o l i z e i l i c h e  M a ß n a h m e n .
i n n c h t u n g  d e r  F a h r z e u g e .  Nach 
uGn gesetzl. Bestimmungen vom 21. 7 
müssen die deutschen Kraftwagen minde-
F W s J f v  • mit Lenk-’ Brems- und Bergstutz-\ ornchtung, tieftönenden Hupen

J l-atemen nnt mindestens 20 m Sichtweite
(. bermäßig starke Scheinwerfer sind verboten, starke inner
ha b geschlossener Ortschaften sowie auch draußen bei
entgegenkommenden Personen oder Fahrzeugen abzu
stellen, ausgenommen bei starkem Nebel. Die Griffe zur
70

auf Städtebau und Siedlungswesen.
Hermann E h l g ö t z ,  Essen. (Schluß aus Nr. 7.)

außerdem" ™ ®r ^ a g e n  müssen leichthandlich sein, 
UnbefnoHo , T e Vor™ htung Inbetriebsetzung di 
e rfo it rlesJen hn<| era+- )  Inbetriebnahme des Fahrz( 
mobüfahrikon ,beh0rdl'cl' e technische Prüfung; für A 
Wagenserien fÜr gi

"en Urweltert**11̂  e,rforderbcbi daß die gesetzl. Bestimn 
tion d e T ^ l ^ e ? V darcb Vorschriften, die die Konst 
brino-en *?■ derjenigen der Fahrwege in Eink
zuT enen  a K  l r8tandll-Ch hat die Straße dem Fahr: wenn mit unserem heutigen Bestand
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Straßen volkswirtschaftlich und haushälterisch umgegangen 
werden soll, so ist die Vervollkommnung der Bereifung, 
Federung und Bremsen, die Festsetzung von Grenzmaßen 
der Traglast und Eigengewichte wohl kein unbilliges Ver
langen. Auch die Gesamtabmessung der Wagen, die Länge 
der Schleppzüge, deren Höchstbreite und Ladehöhe ist 
reichsgesetzlich und international für dauernd festzulegen.

Die Vervollkommnung der Fahrzeuge ist wesentlich 
durch ein gewisses privatwirtschaftliches Zusammen
arbeiten der verschiedenen Fabriken zu erreichen. Nament
lich bei den Lastkraftwagen zeigt sich ein dankbares Feld 
für Neuerungen (z. B. typisierte, leicht auswechselbare 
Aufsätze, auf die sich auch die Eisenbahntransportmittel 
einzustellen hätten, verbesserte Bremsung der Anhänge- 
wagen, Ersatz der Vollgummibereifung durch Luftbereifung, 
Verbot der Raupenschlepper, die nur für Ausnahmefälle 
zuzulassen sind). Bei allen Kraftwagen, besonders aber 
den schnellfahrenden Personenkraftwagen, ist W ert auf den 
Einbau von Lichtsignalen am Wagen selbst und Anbringung 
leuchtender Richtungsanzeiger zu legen. Lenkbare Schein
werfer (in Kurven) und Schlußlichter sind einzuführen usw.

E i n r i c h t u n g  d e r  S t r a ß e .  Die Verkehrs
straßen müssen über die bebauungsplan- und straßenbau
technischen Maßnahmen hinaus schon vor Erreichung ihrer 
Belastungsgrenze, bei der noch keine Gefährdung der Ver
kehrssicherheit eintritt, mit verkehrspolizeilichen Hilfs
mitteln ausgestattet werden (deutliche und leichtverständ
liche Warnungsschilder, die einheitlich für große W irt
schaftsbezirke zu gestalten sind). An besonderen Gefahr
punkten muß der Schutzmann als Verkehrsregler hinzu
treten, oder es sind, wo auch das nicht mehr ausreicht, 
mechanische Verkehrszeiger (Verkehrstürme) aufzustellen.

M a ß n a h m e n  b e z ü g l i c h  d e s  V e r k e h r s .  Die 
Verkehrsregelung auf unseren Straßen ist zum großen Teil 
veraltet, so daß eine Neuregelung allgemein erforderlich 
ist. Das kann in den Einzelheiten nur eine örtliche Rege
lung sein, aber gewisse einheitliche Grundsätze lassen sich 
doch vom Reich aufstellen. Für zusammenhängende W irt
schaftsgebiete muß die Regelung bis ins Einzelne einheit
lich sein. Sie muß ferner eine einfache sein (z. B. nicht 
so kompliziert wie die Berliner Verkehrsordnung, die die 
Straßen in 3—4 Klassen einteilt mit verschied. Vorschriften,

Nötig ist ferner eine V e r k e h r s s c h u l u n g  der 
Bevölkerung selbst, besonders da auch bei uns der 
berufsmäßige Chauffeur mehr und mehr durch den Selbst
fahrer ersetzt werden wird (in Amerika bereits 90 v. H.). 
Die Frage der Errichtung von Selbstfahrer-Pflichtschulen 
ist daher zu erwägen. Diesen könnte auch die Aus
bildung der Verkehrspolizei-Mannschaften angegliedert 
werden. Für die Übertretung der Verkehrsordnung sind 
in Amerika sehr strenge, z. T. drastische Strafen fest
gesetzt. Wirksamer als nur behördliche Maßnahmen 
würde bei uns aber wohl die Einrichtung öffentlicher 
sog. Verkehrs wachten sein, in deren Rahmen alle öffent
lichen und privaten Verkehrsorganisationen mitarbeiten.

Einer der strittigsten Punkte im Kraftfahrverkehr ist 
Die G e s c h w i n d i g k e i t .  Die Verordnung vom 15. 3. 23 
bestimmt darüber: Fahrgeschw. in geschl. Ortschaften:’
bis 5,54 Gesamtgewicht 3 0 km (kann durch die höhere 
Verw.-Behörde auf 40km erhöht werden), über 5,5 * 
Gesamtgewicht 25km; für Lastkraftwagen allgem. 25km 
(vor 1923 für Lastkraftwagen nur 16km), für Lastkraft
wagen mit Anhänger 16km. Außerhalb der geschl. Ort
schaft ist in Deutschland die Geschwindigkeit für Wagen 
unter 5,54 nicht begrenzt. Außerdem bestehen noch örtl. 
Festsetzungen (z. B. Berlin ausnahmsweise 3 5 km).

In Deutschland gehen die Anschauungen der Auto
interessenten und der Straßeninteressenten über die Ge
schwindigkeit weit auseinander. Erstere verlangen 35km 
Fahrgeschwindigkeit und Duldung von 40km ohne poli
zeilichen Eingriff. Die Straßeninteressenten sind anderer 
Meinung, wenn sie auch die Berechtigung der Forderung 
nach einer Steigerung der Geschwindigkeit bis zu erträg
licher Grenze nicht verkennen. Der 4. internationale 
Straßenkongreß in Madrid hält folgende Höchstgeschwin
digkeiten ftir einstweilen zulässig: für 4,5— 8  4 schwere 
Fahrzeuge mit Eisenbereifung 8 , mit Vollgummiber. 20, 
mit Luftber. 30k“i; für 8—11 4 schwere Fahrzeuge mit 
Eisenber. 5, m it Vollgummiber. 10, mit Luftber. 20 km. 
Abstufung der Geschwindigkeit nach Ladegewicht und Art 
der Bereifung ist bei uns auch durchzuführen.

Auch bei der Regelung des Verkehrs in der 
I n n e n s t a d t  ist die Frage der Verkehrsgeschwindig
keit sehr umstritten. Eine schematische Festlegung von 
Reichs wegen ist wegen der örtlichen besonderen Forde
rungen nicht möglich. Auch die Forderung, die Geschwin
digkeit schematisch auf 10—15km festzusetzen, führt 
nicht zum Ziel, da sie an besonderen Gefahrzonen noch

25, A p ril 1925.

zu groß ist. Die Fahrer müssen in diesen Fällen zur 
Selbstbeurteilung erzogen werden. Am besten erscheint 
es, dem Durchgangsverkehr besondere Straßen in der 
Innenstadt anzuweisen, oder ihn aus Geschäftsvierteln 
ganz herauszunehmen. Erst wenn das Kraftfahrwesen die 
früher geschilderten bebauungsplantechnischen Um
gruppierungen unseres Städtebaues — die Verteilung der 
Geschäftszonen auf breitere Stadtflächen und -bänder — 
hervorgebracht hat, ist die’Verkehrserschwernis im Innern 
der Städte endgültig zu heilen.

Nötig ist ferner ein S o n n t a g s s c h u t z  d e r  
G r ü n f l ä c h e n  außerhalb des städt. Weichbildes. 
Fraglich ist jedoch, ob sich die sommerlichen Sonntags
verkehrsverbote bei wachsendem Kraftwagenverkehr 
werden aufrechterhalten lassen. Schon jetzt sollte aber 
auf die Anlage von Autoschutzwegen für Fußgänger 
Bedacht genommen werden.

Bezüglich der Beziehungen der Kraftwagen unter sich 
und zum übrigen Verkehr ist noch hervorzuheben, daß das 
Überholen, namentlich auch von Straßenbahnwagen an 
Haltestellen; kurz übermäßiger Gebrauch der Hupen, alle 
bes. Gefährdung des übrigen Verkehrs zu verbieten ist.

Eine neuartige Erscheinung der Berliner Verkehrs
ordnung ist die Unterstellung des Fußgängers unter die 
Bestimmungen dieser Ordnung, wonach also auch Regel
widrigkeiten der Fußgänger unter Strafe gestellt werden. 
Ähnliche Bestimmungen verlangt man auch in New York.

Der deutsche Kraftfahrzeug 1 i n i e n verkehr unter
liegt der Ordnung vom 24. 1. 1919, danach ist für diese 
eine besondere Genehmigung erforderlich. Das A u t o 
b u s w e s e n  war bisher in Deutschland etwas im Rück
stände (in Berlin 200 Autobusse gegen 5000 in London). 
Der Aufschwung des Kraftfahrwesens zeigt sich aber 
auch jetzt in diesem Zweig. Anträge auf Errichtung 
solcher Linien mehren sich in letzter Zeit überraschend. 
Ein einheitlicher Plan, in dem auch den Interessen. der 
Klein- und Straßenbahnen genügend Rechnung getragen 
ist, muß dann aber vorhanden sein. Auf das Eigentums
recht und den Betrieb dieser Linien sollten die Kommunen 
sich einen maßgebenden, dauernden Einfluß sichern.

Einer der wichtigsten Punkte der verkehrspolizei
lichen Maßnahmen ist dann noch die Freihaltung des Ver
kehrsweges von vorübergehenden Störungen, sowohl durch 
die Fuhrwerke (Halten, Wenden an ungeeigneten Stellen), 
wie die Reparaturarbeiten in den Straßen, die ein Zusam
menarbeiten der verschiedenen Verwaltungen erfordern.

Auch die V e r h ü t u n g  v o n  U n g l ü c k s f ä l l e n  
gehört in den Bereich der verkehrspolizeilichen Maß
nahmen. Erschreckend sind die Zahlen, mit denen Ame
rika in dieser Hinsicht aufwarten kann. Eine eingehende 
Statistik über die Unfälle müßte auch in Deutschland 
durchgeführt werden. Die Notwendigkeit von V e r 
k e h r s z ä h l u n g e n  und deren praktische Auswertung 
(wie sie der deutsche Straßenbau-Verband schon angeregt 
hat), ist eine dringende Aufgabe der Verkehrspoizei.

V e r w a l t u n g s m a ß n a h m e n .
• F i n a n z i e l l e  M a ß n a h m e n .  Wie bei allen an

deren baulichen Maßnahmen, so ist auch bei der Um
stellung unseres Städtebau- und Straßenbauwesens auf 
die kommende große Entfaltung des Kraftfahrzeugver
kehrs die finanz. Seite eine der wichtigsten des Problems.

Bisher stand man auf dem Standpunkte, daß die 
städtischen Straßen in ihrer Gesamtheit öffentl. Gebrauchs
gut der Allgemeinheit seien, und daß ihre Herstellung und 
Unterhaltung in der Hauptsache auch auf Kosten der All
gemeinheit zu geschehen habe. Außerdem wurden nach 
den gesetzlichen Bestimmungen noch die Anlieger aller 
Straßen — auch der Verkehrsstraßen — zu besonderen 
Anliegerbeiträgen herangezogen, und zwar zu einer halben 
Straßenbreite von 13m (also 26m ganze Straßenbreite). 
Die Landstraßen, auf welche diese Auffassung in ihrem 
vollen Umfange nicht angewendet werden konnte, und 
die in der Hauptsache dem zwischenörtlichen Verkehr 
dienen, unterstehen als Provinzial- oder Landesstraßen 
voll der Unterhaltungspflicht der Allgemeinheit.

Die Verhältnisse haben sich nun in den letzten Jah r
zehnten infolge der überschnellen Zunahme des Umfanges 
und der Schwere des Verkehrs stark verändert. Die Stadt
bezirke haben sich infolge siedlungstechnischer Not
wendigkeiten weit in das Ländliche hinein ausgedehnt. 
Frühere Provinzialstraßen sind zu Stadtstraßen geworden, 
ohne daß ihre Aufgabe als zwischenörtliche Verkehrsver
mittler damit erledigt wäre. Im Gegenteil ist durch das 
Zusammenwachsen ganzer Landstriche zu einheitlichen 
wirtschaftlichen Arbeitsbezirken im Verein mit der Moto
risierung des Überlandverkehrs diese Aufgabe vermehr
facht worden. Für die Anlieger aber ist es infolge der
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V erk eh rs b esch leu n igu n gU  k au m  n o ch  e in e  b ®*°“ ^ e i ß ru n d - 
günstigung. a n  s tä d t. V erk eh rsstra ß en  n o t  ih rem  ^  
b e s itz  zu lie g e n , e s  s e i  d en n  in  n is to  - für
Zentren. A u ß erd em  re ich t e in e  S tra ß en b rei -
z w e c k e n tsp r e c h e n d e  . « t .  V e r k Ä  
Z eich en  d e s  zu n eh m en d en  S traU enm otorverK ei 
m ehr a u s . so  daß  d er  d ie s e s  M aß ü b er s te ig en d e  T e i l  der  
S traß e e b e n fa lls  nur der A llg e m e in h e it  zur L a st  fa  K

Die größten Opfer haben die wenigen UnterhaItw«s 
pflichtigen (Provinzen, Kommunen und ind . 
die Anlieger an städt. V e rk e h rss tra ß e n -)  bnnge 
müssen, die die Ehre hatten, einem wirtschaftbch sehne 
aufsteigenden Gebiet anzugehoren. S° ■em«aßen z • 
20 v. H. des Haushaltes der Rheinprovinz auf Straßen 
verwaltungskosten (9,5 Mill. M. im Jahre 19 , & S 
4,6 Mill. M. i. J. 1913). . ...

E s fra g t s ich  n u n  zu n ä ch st: I s t  e s  fin a n z ie ll üb erhau pt 
m ö g lich , d as  g e sa m te  S tra ß en n e tz  in  w e n ig e n  J a h r e n  d en  
A n fo rd eru n g en  d e s  K r a ftw a g e n v e r k e h r s  s tr a ß e n b a u tec h 
n isch  a n z u p a ssen , w e n n  d en  U n te r h a ltu n g sp flic h tig e n  
k e in e  b eso n d ere  H ilfe  in  d ie ser  H in s ic h t z u te il wird.'' M an 
h at b erech n et, daß  a lle in  d ie  U m w a n d lu n g  a lle r  c h a u sse e -  
m äß ig  b e fe s t ig te n  L a n d str a ß en  D e u ts c h la n d s  in  e in e  der  
V o llg u m m ib ere ifu n g  der L a stk r a ftw a g e n  g e n ü g e n d  VV lder- 
stan d  e n tg e g e n s te lle n d e  B e fe s t ig u n g  - a ls o  m in d e s te n s  
d ie  Ü b erd eck u n g  d ie ser  F ah rb ah n en  m it K le in p fla s te r  
d ie  bei u n seren  h e u t ig en  W ir ts c h a fts v e r h ä ltn is s e n  k a u m  
a u fzu b r in g en d e  Su m m e v o n  6  M illiard en  M. v e r s c h lin g e n  
w ürde. D aß  d ie  W e g e u n te r h a ltu n g s p flic h t ig e n  d er a rt ig e  
L a sten  n ic h t a lle in  ü b ern eh m en  k ö n n e n , is t  n ic h t  zu b e 
s tre iten . O hne g r u n d le g e n d e  Ä n d eru n g  d er  b ish e r ig e n  
fin a n z ie llen  M aßnahm en is t  a ls o  e in e  B esse r u n g  d es  
o ffen b aren  M iß v erh ä ltn isse s  z w isc h e n  d em  S tra ß en a u sb a u  
und dem  F o r tsc h r itt  der A u to te c h n ik  s e lb s t  in  e in ig e n  
w e itere n  M en sch en a ltern  n ic h t zu erw a rten .

Eine zweite wichtige Frage ist die: Ist es volkswirt
schaftlich gerecht, der Allgemeinheit und den Verkehrs
straßenanliegern weiterhin die über das „gewöhnliche 
Maß“ hinausgehenden Kosten des Straßenbaues und der 
Straßenunterhaltung allein aufzubürden? Wäre es nicht 
vielmehr nur eine wirtschaftliche Gerechtigkeit, wenn dem 
Straßenunterhaltungspflichtigen die dem Kraftwagen
verkehr aufzulegenden Abnutzungskosten zuflössen, denn 
dann könnte er den berechtigten Forderungen des Kraft
wagenverkehrs auch besser nachkommen. In dicht besie
delten zusammenhängenden Wirtschaftsbezirken — wie 
z.B. im Ruhrgebiet — liegen die Verhältnisse zudem 
noch so, daß fast der gesamte innere Güterverkehr und 
ein großer Teil des Personenverkehrs wegen der schon 
erwähnten vorzüglichen technischen Überlegenheit des 
Kraftwagens über die Eisenbahnen im Nahverkehr in Zu
kunft sehr wahrscheinlich dem Kraftfahrwesen anheim
fallen wird. In diesen Bezirken kann dann wohl schwer
lich bezweifelt werden, daß die Benutzung des Straßen
netzes durch den Kraftwagenverkehr tatsächlich über das 
„gemeinübliche Maß“ hinausgeht. Eine Mitheranziehung 
der außergewöhnlichen Straßenbenutzer zu den Straßen
kosten ist demnach nur recht und billig.

Eine Reihe Maßnahmen gibt es, die zu einer Besse
rung unserer deutschen Verkehrsstraßenverhältnisse füh
ren könnten. Daß die in vorstehenden Ausführungen 
erläuterten technischen Maßnahmen mit dem Ziele mög
lichst haushälterischer Schonung der Straßen ihre Rück
wirkung auf die Finanzkraft der Wegeunterhaltungs
pflichtigen haben, ist selbstverständlich. Noch einmal sei 
auch an dieser Stelle betont, daß die Befahrung der 
chaussierten Straßen, deren sofortiger technischer Umbau 
aus finanziellen Gründen noch nicht möglich ist, nur mit 
Luftbereifung geschehen sollte. Die Änderung des Um
lageverfahrens, die Mitbeteiligung der übermäßigen 
Straßenbenutzer an den Straßenkosten neben den Bei
trägen der Straßenanlieger und der Allgemeinheit wird 
dann weitere Mittel flüssig machen für die Straßenbesse
rung, die ja letzten Endes im eigenen Interesse der Kraft
wageninteressenten liegt. Diese Mitbeteiligung ist — wie 
in anderen deutschen Ländern — so auch in Preußen 
durch das nicht sehr glückliche Gesetz vom 18. 8 1902 
betr. Vorausleistungen zum Wegebau festgelegt worden 
das wegen seiner Umständlichkeit nie recht zur Anwen’ 
dung kam. Nunmehr liegt eine neue Verordnung des 
preuß. Staatsministeriums über die Erhebung von Voraus
leistungen für die Wegeunterhaltung vom 25 11 03 V01. 
deren von Kraftfahrverkehrskreisen viel befehdeter Inhalt 
ja bekannt ist und die ihre Brauchbarkeit zunächst noch 
zu erweisen haben wird.

Eine einigermaßen zufriedenstellende Lösung des 
Straßenkostenumlegungsverfahrens wäre ja auch erreicht 
wenn eine vollständige Trennung des Orts- vom Durch-
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1 «i,r möglich Wäre und der Kraftfahrzeugverkehr 
gangsverkehr „ D urchgangsstraßen und -fahr-
f l ” . ' “  S T s Ä Ä . u r S  A r n tz ,  K o ln ,  im  T e c lm .  
b a h n e n ,  wie ib t  g e lb s t  z u  t r a g e n  h ä t te ,  e tw a  in

i6vher W e is e  wie der E is e n b a h n v e r k e h r  seine Unterbau- 
gleicher ‘ . fijpSen vom Verkehr allein bezahltenkosten tragt. An d i e j u v o  ¡ auch kein un_

S  b ^ e f A n t u  m it H ä u s e r n  zu  g e s t a t t e n .  Ob d a m it  
S o c h  w e it tr a g e n d e r e  A u s w ir k u n g e n  a u f  d ie  s te u e r lic h e  
V e r a n la ß u n g sm e tb o d e  zu  e rr e ic h e n  s in d , i s t  s e h r  fr a g lic h .

f X  müßten die Erträge der Automob,1-Luxus-
S teu er  d e n  W e g e u n te r h a ltu n g s p f l ic h t ig e n  z u f l ie ß e n  w a ll

en d  a u s  d er  K r a ftfa h r z e u g s te u e r  g r ö ß e r e  B e t r a g e  a ls  bis
her 4 c h  e in em  p r a k t isc h e n  u n d  g e r e c h t e n  V e r t e i lu n g s 
s c h lü s s e l  d em  S tr a ß en b a u  z u g e w e n d e t  w e r d e n . D ie  dritte 
S te u e r n o tv e r o r d n u n g  s ie h t  v o r , d a ß  d ie  a n  d ie  L a n d er  
¿ w ä h r t e  H ä lf te  d er  K r a f t fa h r z e u g s te u e r  z u m  Z w e c k e  d er  
ö ffen t lic h -r e c h t lic h e n  W e g e u n te r h a ltu n g  v e r w a n d t  w e rd e . 
D ie s e  S teu er  s o llte  je d o c h  d e r je n ig e n  P r o v in z  z u fa lle n , 111 
der s ie  a u fk o m m t. E s  i s t  a u c h  -  b e s o n d e r s  im Ruhr- 
„•ebiet —  n ö t i0- d aß  d ie  P r o v in z e n  d e n  G e m e in d e n  zu d en  
e h e m a lig e n  P r J v in z ia ls tr a ß e n  U n te r h a lt u n g s z u s c h ü s s e  ge
w äh ren , a u s  d e m  ih n en  v o m  L a n d e  ü b e r w ie s e n e n  Anteil 
d er K r a ftfa h r z e u g s te u e r .

Die neue deutsche Kraftfahrzeugsteuer gemäß der 
2 Steuernotverordnung vom 19. 3. 23 sieht verschiedene 
Abgaben für Kraftfahrräder, Personenwagen, sowie Last
kraftwagen und Kraftomnibusse vor. Vergleicht man diese 
mit der Steuer im Staate New York, U. S. A., so zeigt sich 
deutlich — abgesehen von der ungleich höheren Besteue
rung der deutschen Personenkraftwagen — eine in den 
einzelnen Gewichtsstufen der Lastkraftwagen völlig un
gleiche Besteuerung. In Amerika sind die leichteren Last
kraftwagen geringer und die schweren Lastkraftwagen 
empfindlicher besteuert als die gleichen Gewichtsklassen 
bei uns. Die Art der Besteuerung spiegelt sich in der Tat
sache wieder, daß 70 v. H . aller amerikanischen Lastkraft
wagen Eintonner sind. Die Änderung unserer Steuer nach 
den amerikanischen Grundsätzen wäre jedenfalls empfeh
lenswert. Automobile besonders straßenschädigender Art 
sind mehr als bisher zu besteuern und auch die Art der 
Bereifung sollte steuerlich besonders bewertet werden.

R e c h t l i c h e  M a ß n a h m e n .  Die nachstehend
kurz gestreiften Rechtsmaßnahmen bebauungsplantecli- 
nischer, baupolizeilicher, straßenbautechnischer, verkehrs
polizeilicher und finanzieller A lt müssen natürlich
ihre gesetzliche Niederlegung finden, wenn sie wirklichen 
Erfolg haben sollen. Die vorhandenen gesetzlichen Grund
lagen, deren Kernpunkt das deutsche Reichsgesetz über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3.5.1909 mit seinen 
Neuregelungen vom 15. 3. und 21. 7. 1923 ist, reichen nicht 
mehr aus. Es empfiehlt sich, nach Prüfung Mustergültiges 
aus den Automobilgesetzen anderer Länder zu über
nehmen. Stadtoberbaurat Arntz, Köln, schlägt die Schaf
fung eines einheitlichen Reichsbaurechtes und eines ein
heitlichen Reichsverkehrsrechtes vor, die durch eine 
Reichsbauverwaltung und eine Reichs Verkehrs Verwaltung 
in die praktische Tat umzusetzen seien. Es wird in der 
Literatur ferner vorgeschlagen, diese Verwaltung dem ver
bleibenden Teil des Reichsverkehrsministeriums, zusammen 
mit der Wasserstraßen-Verwaltung, zu überweisen. An be
sonderen Städtebau- und siedlungsrechtlichen Maßnahmen 
käme die Ausdehnung des Fluchtliniengesetzes auf länd
liche Bezirke (Baufluchtlinien für Überlandstraßen) und der 
Erlaß möglichst einheitlicher baupolizeilicher Vorschriften 
betr. die Zweckbauten des Kraftwagenverkehrs innerhalb 
der Städte in Frage. Auf die Verankerung aller dieser 
r orderungen in dem sich anbahnenden neuen Städtebau
gesetz ist besonderer Wert zu legen.

S o n s t i g e  M a ß n a h m e n :  Die Gründung von
Studiengesellschaften zur wissenschaftlichen und prak
tischen Förderung des Autowesens im Zusammenhänge 
mit dem Straßenwesen ist bereits eingeleitet. Von einigen

®.n werden Durchgangsbahnstraßen-Gesellschaften der 
c tadte, Kommunalverbände und Landesverwaltungen vor
geschlagen. Darüber hinaus erschiene es auch angebracht, 
einer yerkehrswirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen 
allen Verkehrinitteln näherzukommen. —

*) t g l .  auch „Stadt u. S ie d lu n g “, N o. 3 /4 , J a h rg . 1925. —

.rph;ithal t : c..Ein nGeueral'SiedlunSsplan für d a s  W irtsch afts-  
fra.mih n K r Brandenburg (Havel). —  D ie  E rw eiteru n g  des 
f Ä  “h° n S Frankfurt a. M. in den J a h re n  1912-1924 . 
1 „ „ j a -  ,, 1 Einfluß des Kraftfahrzeugverkehrs auf Stiirtte-

UDd tuedlungswesen. (Schluß aus No. 7.) —
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